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Rechtliche Grundlagen  

• Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. 1 S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. 1 S. 2694), 

• Raumordnungsverordnung (RoV) vom 13. Dezember 1990 (BGBl. 1 S. 2766), zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. 1 S. 2694), 

• Gesetz zu dem Landesplanungsvertrag vom 6. April 1995 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Februar 2012 (GVBI.1/12, Nr. 14) 

• Verordnung über die einheitliche Durchführung von Raumordnungsverfahren im gemeinsamen 
Planungsraum Berlin-Brandenburg (GROVerfV) vom 16. Juli 2020 (Brandenburg: GVBI.  II/  Nr. 61) 

• Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) vom 29. April 2019 (für 
Brandenburg; GVBI, 11, Nr. 3; für Berlin: GVBI. S. 294) 

• Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP  FS)  in der Fassung der Verordnung vom 
30. Mai 2006 (GVBI.  II  S. 153) 

Prüfung der Erforderlichkeit eines ROV 

Für die Errichtung einer Anlage im Außenbereich i.S.d. § 35 BauGB, die der Genehmigung in einem Verfahren 
unter Einbeziehung der Öffentlichkeit nach § 4 BlmSchG bedarf und die in den Nummern 1-10 der Anlage 1 
zum UVPG aufgeführt ist, soll gemäß § 1 Nr. 1 der Raumordnungsverordnung ein ROV durchgeführt werden, 
wenn sie im Einzelfall raumbedeutsam ist und überörtliche Bedeutung hat. 

Es ist beabsichtigt, die geplante Anlage im baurechtlichen Außenbereich zu errichten, Anlagen zur Beseitigung 
oder Verwertung fester oder flüssiger Abfälle durch thermische Verfahren, insbesondere Entgasung, Plasma-
verfahren, Pyrolyse, Vergasung, Verbrennung oder eine Kombination dieser Verfahren bei nicht gefährlichen 
Abfällen mit einer Durchsatzkapazität von 3 t Abfällen oder mehr je Stunde sind in der Nummer 8.1.1,2 der An-
lage 1 zum UVPG aufgeführt und nach Auskunft des Landesamtes für Umwelt soll ein immissionsschutzrechtli-
ches Verfahren mit Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt werden. Damit erfüllt die geplante Anlage die 
Kriterien aus § 1 Nr. 1 der ROV. Für die weitere Prüfung kommt es darauf an, ob die Planung raumbedeutsam 
ist und überörtliche Bedeutung hat. 

Die Prüfung der Raumbedeutsamkeit erfolgt anhand der Definition aus § 3 Nr. 6 des ROG. Demnach sind sol-
che Planungen, Vorhaben und sonstige Maßnahmen raumbedeutsam, durch die Raum in Anspruch genom-
men oder die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird, einschließlich des Einsat-
zes der hierfür vorgesehenen öffentlichen Finanzmittel. 

Zwar soll die Klärschlammverbrennungsanlage innerhalb des Betriebsgeländes des bestehenden Klärwerks 
Waßmannsdorf errichtet und betrieben werden. Mit Errichtung eines Kamins mit einer Höhe von 45 m und wei-
terer Gebäude nicht wesentlich geringerer Höhe auf einer derzeit nicht hochbaulich geprägten Fläche von  ca.  
5 ha ist die Planung aber raumbedeutsam. 

Die Klärschlammverbrennungsanlage soll vollständig auf dem Gemeindegebiet der Gemeinde Schönefeld er-
richtet werden. Den Genehmigungsunterlagen folgend ist davon auszugehen, dass die Emissionen von Luft-
schadstoffen, Geruch und Lärm der geplanten Klärschlammverbrennungsanlage keine Auswirkungen auf Ge-
biete außerhalb der Gemeinde Schönefeld haben. Die Anlieferung des entwässerten Klärschlamms aus weite-
ren Klärwerken der Berliner Wasserbetriebe sowie von Fremdschlämmen per LKW erreicht die geplante An-
lage von der B 96a aus, ohne dass eine Durchfahrung der Ortslagen anderer Gemeinden erforderlich ist. Da-
mit sind die zu erwartenden Auswirkungen der Planung nicht von überörtlicher Bedeutunq. 




